Satzung des Burgstädter Laufverein e. V. – „Via destinatum“
im Satzungstext als Burgstädter LV benannt 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr

1. Der Verein führt den Namen Burgstädter Laufverein e. V.- „Via destinatum“ 

Kurzfassung: Burgstädter LV

Er hat seinen Sitz in Burgstädt.

Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Hainichen unter 

Burgstädter Laufverein e. V. - „Via destinatum“ eingetragen.

Nach der Eintragung lautet der Name des Vereins Burgstädter Laufverein e. V.

„Via destinatum“

2. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins

1. Vereinszweck

Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports und der damit verbundenen körperlichen 

Ertüchtigung.

Der Verein fördert den Freizeit- und Breitensport und widmet sich insbesondere auch dem 

leistungsorientierten Sport.

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung und fördert die Jugendarbeit.

2. Zweckerreichung

Der Satzungszweck wird insbesondere durch die Ermöglichung sportlicher Übungen und

Leistungen sowie der damit verbundenen körperlichen Gesunderhaltung verwirklicht.

3. Für jede der im Verein betriebenen Sportarten wird eine Abteilung gebildet. Derzeit 

bestehen die Abteilungen aus:

· Triathlon; Laufen; Walken

· Kinder-, Senioren-, Gesundheitssport

Die Sportarten können bei bestehenden Bedarf erweitert werden.

§ 3 Mittelverwendung

Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.











...







- 2 -

§ 4 Mitgliedschaft

Vereinsmitglieder können natürliche, volljährige Personen, aber auch juristische Personen werden.

Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen des schriftlichen Einverständnisses der gesetzlichen 

Vertreter. Stimmberechtigt sind Mitglieder erst ab Volljährigkeit.

Über einen schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Bei Ablehnung des 

Aufnahmegesuchs ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe mit-

zuteilen.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

1.    Die Mitgliedschaft endet durch:

1.1. Austritt aus dem Verein (schriftliche Kündigung)

1.2. Streichung von der Mitgliederliste

1.3. Ausschluss aus dem Verein

1.4. Tod/Erlöschen der Rechtsfähigkeit der juristischen Person.

2. Der Austritt aus dem Verein (Kündigung) erfolgt durch schriftliche Erklärung.

Der Austritt ist zum Ende eines Quartals möglich, wobei eine Kündigungsfrist von 

3 Monaten gilt.

3. Ein ordentliches Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste 

gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 

Beiträgen an die zuletzt dem Verein bekannte Adresse in Verzug ist.

Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung ein Monat verstrichen ist und in dieser Mahnung ausdrücklich die Streichung angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstandes über die Streichung soll dem Mitglied mitgeteilt werden.

4. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedsverhältnis,

insbesondere ausstehende Beitragspflichten, bleiben hiervon unberührt.

§ 6 Beitragsleistungen und Pflichten

Es ist ein Mitgliedsbeitrag zu leisten. Die Höhe des Beitrages wird in der Beitragsordnung 

festgelegt.

2. Die Entscheidung über die Beitragsordnung wird in der Mitgliederversammlung 

beschlossen.

3. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, deren Zahlweise und Fälligkeit bestimmt die Abteilung des Vereins durch Beschluss der Abteilungsleitung.
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Die Beitragshöhe kann in den Abteilungen unterschiedlich festgesetzt werden. Die 

Unterschiede müssen sachlich gerechtfertigt sein.

§ 7 Organe des Vereins

Vereinsorgane sind

   der Vorstand

   die Mitgliederversammlung

§ 8 Der Vorstand

Der Vorstand besteht aus dem:

a) Vorsitzenden

b) stellv. Vorsitzenden

c) dem Kassenwart

d) dem Jugendleiter

e) 1 Beisitzer

2. Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, dem stellv. Vorsitzenden und dem Kassenwart. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln Vertretungsberechtigt.

§ 9 Aufgaben und Zuständigkeit des Vorstandes

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht einem anderen Organ durch Satzung zugewiesen sind. 

Zu seinen Aufgaben zählen insbesondere:

die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung, Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, Vorbereitung eines 

Haushaltsplanes, Buchführung, Erstellung des Jahresberichtes, Vorlage der Jahresplanung, Beschlussfassung über Aufnahmeanträge, Ausschlüsse von Mitgliedern.

§ 10 Wahl des Vorstandes

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Vorstandsmitglieder können nur 

Mitglieder des Vereins werden. Die Mitglieder des Vorstandes werden für die Zeit von 2 

Jahren gewählt. Der Vorstand bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt.

Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand.

§ 11 Vorstandssitzung

Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden oder stellv. Vorsitzenden einberufen wurden.
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Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind. Der

Vorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmgleichheit entscheidet die Stimme des 

Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit die des stellv. Vorsitzenden. 

§ 12 Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch ein Ehrenmitglied – eine Stimme. Die Übertragung der Ausübung des Stimmrechts auf andere Mitglieder ist nicht zulässig.

Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig

1. Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes;

2. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und über die Vereinsauflösung;

3. Ernennung von besonders verdienstvollen Mitgliedern zu Ehrenmitgliedern;

4. Weitere Aufgaben, soweit sich diese nach der Satzung oder nach Gesetz ergeben

Es ist jährlich eine Mitgliederversammlung durchzuführen.

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies im Interesse des Vereins erforderlich ist. Das Minderheitsverlangen ist von mindestens 20% der Vereinsmitglieder zu stellen.

Sie wird vom Vorstand mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung durch schriftliche Einladung einberufen. Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich fordert. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung bekannt zu geben. Die Mitgliederversammlung ist mit den anwesenden wahlberechtigten Mitgliedern beschlussfähig, 

Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit gefasst, Satzungsänderungen und Beschlüsse über die Vereinsauflösung bedürfen der Dreiviertel- mehrheit der anwesenden Mitglieder.

Hierbei kommt es auf die abgegebenen gültigen Stimmen an. 

§ 13 Kassenprüfung

Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand angehören 

dürfen.

2. Die Amtszeit der Kassenprüfer entspricht der des Vorstandes.

3. Die Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten, Buchungsunterlagen und Belegen. Sie erstatten der Mitgliederversammlung darüber einen Bericht. Ebenso beantragen sie, bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte, die Entlastung des Vorstandes.
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§ 14 Auflösung des Vereins

Wird mit der Auflösung des Vereins nur eine Änderung der Rechtsform oder eine Verschmelzung mit einem gleichartigen, anderen Verein angestrebt, so dass die unmittelbare, ausschließliche Verfolgung des bisherigen Vereinszwecks durch den neuen Rechtsträger weiterhin gewährleistet wird, geht das Vereinsvermögen auf den neuen Rechtsträger über. 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes, fällt das Vermögen 

dem LSB zu und muss zu gemeinnützigen und steuerbegünstigten Zwecken verwendet 

werden. Ist wegen Auflösung des Vereins oder Entziehung der Rechtsfähigkeit die 

Liquidation des Vereinsvermögens erforderlich, so sind die zu diesem Zeitpunkt im Amt 

befindlichen Vereinsvorsitzenden die Liquidatoren, es sei denn, die Mitgliederversammlung beschließt auf einer ordnungsgemäß einberufenen Mitgliederversammlung über die Einsetzung eines andern Liquidators mit Dreiviertelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder.

§ 15 Gültigkeit dieser Satzung, Schlussbestimmungen

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 26. Juli 2008 beschlossen.

Burgstädt, 26. Juli 08

Eigenhändige Unterschriften:

1. ________________________

2. ________________________

3. ________________________

4. ________________________

5. ________________________

6. ________________________

Nachtrag zur Satzung vom26. Juli 2008

In Ergänzung zu o. g. Satzung soll es heißen:

„Über die in den Beratungen aller Verbandsorgane gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift

aufzunehmen.

Die Niederschrift ist von dem Leiter der Versammlung und dem Schriftführer zu unter-

schreiben. Wenn mehrere Versammlungsleiter tätig werden, unterzeichnet der Letzte die ganze Niederschrift.“

1. Dieser Zusatz zur Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 08. November 2008 beschlossen.

Burgstädt, 08. November 08

Eigenhändige Unterschriften:

1. ________________________

2. ________________________

3. ________________________

4. ________________________

5. ________________________

6. ________________________

7. ________________________

